Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7/3181 


22. 01.75 


Sachgebiet 78 


Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschläge für Richtlinien in bezug auf das Gemeinschaftsverzeichnis 
benachteiligter landwirtschaftlicher Gebiete im Sinne der Richtlinie 
über die Landwirtschaft in Berggebieten und in bestimmten benachteiligten 
Gebieten, angenommen vom Rat am 21. Januar 1974 

Vorschlag einer Richtlinie zur Ergänzung der Bestimmungen des 
Titels V der Richtlinie über die Landwirtschaft in Berggebieten und in 
bestimmten benachteiligten Gebieten, angenommen vom Rat 
am 21. Januar 1974 


Vorschlag einer Richtlinie in bezug auf das Gemeinschaftsverzeichnis 

der benachteiligten landwirtschaftlichen Gebiete im Sinne der Richtlinie über die 

Landwirtschaft in Berggebieten und in bestimmten benachteiligten Gebieten, 


angenommen vom Rat am 21. Januar 1974 
Gebiete der Bundesrepublik Deutschland 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Richtlinie über die Landwirtschaft 
in Berggebieten und in bestimmten benachteiligten 
Gebieten, angenommen vom Rat am 21. Januar 
1974, und insbesondere ihren Artikel 2, Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In Übereinstimmung mit Artikel 2, Absatz 1 der 
Richtlinie über die Landwirtschaft in Berggebieten 
und in bestimmten benachteiligten Gebieten, die 
vom Rat am 21. Januar 1974 angenommen wurde, 
hat die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
der Kommission 28 Gebiete mitgeteilt, die für die 
Aufnahme in das Gemeinschaftsverzeichnis der be- 


nachteiligten landwirtschaftlichen Gebiete geeignet 
sind und entsprechende Angaben über die Merk- 
male dieser Gebiete gegeben. 

Als Merkmal für die in Artikel 3 Absatz 3 erster 
Gedankenstrich angeführten ungewöhnlich schwie- 
rigen Witterungsverhältnisse ist eine Höhenlage 
von mindestens 800 m angewendet worden (Orts- 
mittelpunkt oder durchschnittliche Höhenlage der 
Gemeinde). 

Dort, wo schwierige Witterungsverhältnisse und 
starke Hangneigung Zusammentreffen — wie in Ar- 
tikel 3 Absatz 3 dritter Gedankenstrich beschrieben 
— ist eine Mindesthöhenlage von 600 m und gleich- 
zeitig eine Hangneigung von 18°/o festgesetzt wor- 
den. 

Die Gebiete, die durch die in Artikel 3 Absatz 4 
Buchstaben a) und b) genannte schwache Ertrags- 
fähigkeit der Böden und die deutlich hinter dem 
Durchschnitt zurückbleibenden wirtschaftlichen Er- 
gebnisse der Betriebe gekennzeichnet sind, sind mit 
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Hilfe eines komplexen Kriteriums bestimmt worden: 
der sogenannten Landwirtschaftlichen Vergleichs- 
zahl (LVZ). Diese wird als Kennzeichnung der wirt- 
schaftlichen Ergebnisse des Betriebes für die steuer- 
liche Bewertung benutzt. Die LVZ basiert auf der 
natürlichen Ertragsfähigkeit (Bodenqualität und 
Klimabedingungen). Dabei werden Zu- oder Ab- 
schläge gemacht für Heterogenität des Bodens, Pro- 
bleme des Wasserhaushalts usw. . .; dabei sind an- 
dere als die natürlichen Produktionsbedingungen 
eingeschlossen. 

Der Höchstwert für das oben genannte Kriterium 
ist in den von der Natur benachteiligten Gebieten auf 
25 festgesetzt worden. In den norddeutschen Gebie- 
ten (Nr. 1, 3, 7 und 10) ist dieser Wert auf 15 festge- 
setzt worden oder, wenn der Anteil an Dauergrün- 
land 40 % der landwirtschaftlichen Nutzfläche über- 
steigt, auf 20 oder auch, in Fällen, wo dieser Anteil 
60 % überschreitet, auf 25. Der nationale Durch- 
schnitt liegt demgegenüber bei 40. 

Das Kriterium für die in Artikel 3 Absatz 4 Buch- 
stabe c) angesprochene geringe Bevölkerungsdichte 
ist mit 100 Einwohner je km 2 relativ hoch angesetzt 
worden, dennoch liegt diese Zahl deutlich unterhalb 
50 °/o des nationalen Durchschnitts (244 Einwohner 
je km 2 ). Dieses spiegelt die Situation in einem Mit- 
gliedstaat mit hohem wirtschaftlichem Entwicklungs- 
stand wider, der seine Regionen (von denen die 
meisten bedeutende Erholungsfunktionen erfüllen) 
mit zahlreichen Einrichtungen und Diensten (Infra- 
struktur) ausgestattet hat. Die Wirtschaftlichkeit die- 
ser Einrichtungen und Dienste verlangt eine relativ 
hohe Bevölkerungsdichte. Darüber hinaus ist der 
Mindestanteil der landwirtschaftlichen Erwerbsper- 
sonen auf 15% der Gesamtbevölkerung festgesetzt 
worden (mit Ausnahme von zwei Gebieten, wo die- 
ser Anteil 13,2 % bzw. 13,3 % beträgt). Der natio- 
nale Durchschnitt liegt bei 7,1 %. 

Als Merkmale für die in Artikel 3 Absatz 5 ge- 
nannten, durch spezifische Nachteile gekennzeich- 


Geschehen zu Brüssel, am . . . 


neten Gebiete, die den benachteiligten Gebieten 
gleichgestellt werden können, sind sowohl das Vor- 
handensein ungünstiger natürlicher Produktionsbe- 
dingungen (LVZ im allgemeinen unter 25) als auch 
solche Nachteile bestimmt worden, die aus Be- 
schränkungen im Zusammenhang mit dem Küsten- 
schutz und der Erhaltung der Landschaft resultieren. 
Darüber hinaus erreicht die Gesamtfläche dieser Ge- 
biete nur 1,9 % und liegt damit unter 2,5 % der Ge- 
samtfläche dieses Mitgliedstaates. 

Eigenart und Niveau der von der Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland zur Abgrenzung der 
drei der Kommission mitgeteilten Zonen ausgewähl- 
ten, obengenannten Kriterien entsprechen entweder 
den Merkmalen der Berggebiete, denen der benach- 
teiligten Gebiete oder denen der durch spezifische 
Nachteile gekennzeichneten Gebiete, wie sie in Ar- 
tikel 3, Absätze 3, 4 und 5 beschrieben sind. 

Nach den vom betreffenden Mitgliedstaat über- 
mittelten Angaben weisen diese Gebiete ausrei- 
chende gemeinschaftliche Anlagen auf — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die in der Anlage dieser Richtlinie aufgeführten 
Gebiete der Bundesrepublik Deutschland sind in das 
Gemeinschaftsverzeichnis der benachteiligten land- 
wirtschaftlichen Gebiete im Sinne von Artikel 3, 
Absätze 3, 4 und 5 der Richtlinie Nr. . , . des Rates 
vom 21. Januar 1974 über die Landwirtschaft in 
Berggebieten und in bestimmten benachteiligten Ge- 
bieten aufgenommen. 

Artikel 2 

Diese Richtlinie ist an die Bundesrepublik 
Deutschland gerichtet. 


Im Namen des Rates 


Dieser Richtlinie ist eine geographische Karte, die 
das Gemeinschaftsverzeichnis der benachteiligten 
landwirtschaftlichen Gebiete widerspiegelt, beige- 
fügt. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 21. Januar 1975 — 1/4 — 680 70 — E — La 23/75. 

Die Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaf- 
ten vom 31. Dezember 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu den genannten Kommissionsvorschlägen ist vorgesehen , 
die Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses nicht . 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen . 
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Vorschlag einer Richtlinie in bezug auf das Gemeinschaftsverzeichnis 
der benachteiligten landwirtschaftlichen Gebiete im Sinne der Richtlinie Uber die 
Landwirtschaft in Berggebieten und in bestimmten benachteiligten Gebieten, 
angenommen vom Rat am 21. Januar 1974 

Gebiete in Belgien 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Richtlinie über die Landwirtschaft 
in Berggebieten und in bestimmten benachteiligten 
Gebieten, angenommen vom Rat am 21. Januar 1974, 
und insbesondere ihren Artikel 2, Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In Übereinstimmung mit Artikel 2, Absatz 1 der 
Richtlinie über die Landwirtschaft in Berggebieten 
und in bestimmten benachteiligten Gebieten, die 
vom Rat am 21. Januar 1974 angenommen wurde, 
hat die Regierung des Königreichs Belgien der Kom- 
mission ein Gebiet mitgeteilt, das für die Aufnahme 
in das Gemeinschaftsverzeichnis der benachteiligten 
landwirtschaftlichen Gebiete geeignet ist und ent- 
sprechende Angaben über die Merkmale dieses Ge- 
bietes gegeben. 

Folgende Merkmale werden für die in Artikel 3, 
Absatz 4, Buchstabe a) der Richtlinie angeführte 
schwache Ertragsfähigkeit des Bodens von dem be- 
treffenden Mitgliedstaat für die Abgrenzung des in 
Frage stehenden Gebietes angehalten: Anteil des 
Dauergrünlands an der landwirtschaftlichen Nutz- 
fläche von 80 °/o, in mehr als der Hälfte des Gebietes 
überschreitet die Höhenlage 400 MM, die Zahl der 
frostfreien Tage liegt nicht über 150 pro Jahr (220 
Tage in den anderen mehr begünstigten belgischen 
Gebieten); die Bruttoerzeugung in der Rindviehhal- 
tung je ha liegt unter 70 °/o (30 600 FB) des nationa- 
len Mittelwertes (43 900 FB) der Getreideertrag liegt 
unter 80 °/o (34 dz/ha) des nationalen Mittelwertes 
(42 dz/ha). 

Als Merkmal für die in Artikel 3, Absatz 4, Buch- 
stabe a) der Richtlinie angeführten unterdurch- 
schnittlichen Wirtschaftsergebnisse der Betriebe fin- 
det ein Arbeitseinkommen je Arbeitskrafteinheit 
von weniger als 77 °/o (150 400 FB) des nationalen 
Mittelwertes Anwendung (195 300 FB). 


Als Maßstab für die in Artikel 3, Absatz 4, Buch- 
stabe c) der Richtlinie aufgeführte geringe Bevölke- 
rungsdichte wird bei einem nationalen Mittelwert 
von 319 Einwohner/km 2 eine Bevölkerungsziffer von 
weniger als 77 Einwohner/km 2 zugrunde gelegt. Der 
Mindestanteil der Erwerbspersonen in der Landwirt- 
schaft an der Gesamtzahl der Erwerbspersonen be- 
trägt 15 °/o (nationaler Mittelwert 4,17 °/o, Mittelwert 
in der Gemeinschaft 9,58 °/o). 

Die Art und das Niveau der vorstehend genannten 
Merkmale, die von der Regierung des Königreichs 
Belgien zur Abgrenzung des der Kommission mitge- 
teilten Gebietes herangezogen werden, entsprechen 
den Merkmalen der in Artikel 3, Absatz 4 der Richt- 
linie genannten von Entvölkerung bedrohten be- 
nachteiligten landwirtschaftlichen Gebiete. Aber 
dieses Gebiet kann unter dem Gesichtspunkt der 
natürlichen Produktionsbedingungen im Sinne von 
Artikel 3, Absatz 4 nur dann als homogenes land- 
wirtschaftliches Gebiet betrachtet werden, wenn im 
nördlichen Teil des Gebietes eine Zone, die sehr 
viel günstigere natürliche Bedingungen aufweist, 
ausgegliedert wird. 

Nach den vom betreffenden Mitgliedstaat über- 
mittelten Angaben weist dieses Gebiet ausreichende 
gemeinschaftliche Anlagen auf — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Das in der Anlage dieser Richtlinie aufgeführte 
Gebiet des Königreichs Belgien ist in das Gemein- 
schaftsverzeichnis der benachteiligten landwirt- 
schaftlichen Gebiete im Sinne von Artikel 3, Absatz 4 
der Richtlinie Nr, . . . des Rates vom 21. Januar 1974 
über die Landwirtschaft in Berggebieten und in be- 
stimmten benachteiligten Gebieten aufgenommen. 

Artikel 2 

Diese Richtlinie ist an das Königreich Belgien ge- 
richtet. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 


Dieser Richtlinie ist eine geographische Karte, 
die das Gemeinschaftsverzeichnis der benachteilig- 
ten landwirtschaftlichen Gebiete widerspiegelt, bei- 
gefügt. 
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Vorschlag einer Richtlinie in bezug auf das Gemeinschaftsverzeichnis 
der benachteiligten landwirtschaftlichen Gebiete im Sinne der Richtlinie über die 
Landwirtschaft in Berggebieten und in bestimmten benachteiligten Gebieten, 
angenommen vom Rat am 21. Januar 1974 

Gebiete in Frankreich 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Richtlinie über die Landwirtschaft 
in Berggebieten und in bestimmten benachteiligten 
Gebieten, angenommen vom Rat am 21. Januar 
1974, und insbesondere ihren Artikel 2, Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In Übereinstimmung mit Artikel 2, Absatz 1 der 
Richtlinie über die Landwirtschaft in Berggebieten 
und in bestimmten benachteiligten Gebieten, die 
vom Rat am 21. Januar 1974 angenommen wurde, 
hat die Regierung der fanzösischen Republik der 
Kommission Gebiete mitgeteilt, die für die Auf- 
nahme in das Gemeinschaftsverzeichnis der benach- 
teiligten landwirtschaftlichen Gebiete im Sinne des 
Artikels 3, Absatz 3 

dieser Richtlinie geeignet sind und entsprechende 
Angaben über die Merkmale dieser Gebiete gege- 
ben. Die Angaben für die in den überseeischen De- 
partements gelegenen Gebiete erlauben es der Kom- 
mission wegen ihrer Unvollständigkeit nicht, sich 
augenblicklich zu diesen Gebieten zu äußern. 

Für die in Artikel 3, Absatz 3, erster Gedanken- 
strich, der Richtlinie genannten ungewöhnlich 
schwierigen Witterungsverhältnisse wird von dem 
betreffenden Mitgliedstaat als Merkmal eine Höhen- 
lage von mindestens 600 m für mindestens 80 °/o des 
Gebietes der einzelnen Gemeinde angehalten. Da 
dieses Kriterium somit nicht nur auf den größten 
Teil der Fläche der Gemeinde bezogen wird und 
darüber hinaus die Berücksichtigung von Teilgebie- 
ten einer Gemeinde nicht gestattet ist, kann die fest- 
gelegte Mindesthöhenlage im Hinblick auf die Richt- 
linie als einer Höhenlage von 600 — 700 m ent- 
sprechend betrachtet werden. 

Für die in Artikel 3, Absatz 3, zweiter Gedanken- 
strich der Richtlinie genannte starke Hangneigung 
wird als Merkmal ein Höhenunterschied zwischen 
dem höchsten und dem niedrigsten Punkt der land- 
wirtschaftlichen Nutzfläche der Gemeinde von min- 
destens 400 m angesetzt. Dieses Merkmal entspricht 
dem Kriterium der Hangneigung nur annäherungs- 
weise. 

Eine von der Kommission durchgeführte einge- 
hende Prüfung, insbesondere eine Studie über die 


Hangneigung (20 °/o und mehr) hat die Unsicherheit, 
die sich aus dem oben erwähnten Merkmal des Hö- 
henunterschieds ergibt, behoben, wenn weiterhin 
die nach Artikel 3, Absatz 3, dritter Gedankenstrich 
eröffnete Möglichkeit der Kombination der beiden 
Faktoren Höhenlage und Hangneigung zur gleichen 
Gesamtbenachteiligung führt. Sie gestattet die Be- 
stätigung, daß nur eine sehr geringe Anzahl von 
Gemeinden, die in den Randzonen der mitgeteilten 
Gebirgsgebiete gelegen sind, nicht vollauf den ge- 
stellten Bedingungen entsprechen, jedoch die Bedin- 
gungen des Artikels 3 Absatz 4 der Richtlinie voll 
erfüllen. Da sie wirtschaftlich eng mit diesen Rand- 
gemeinden verbunden sind, können sie auch als Ge- 
birgsgebiete aufgeführt werden. 

Unter diesen Bedingungen entsprechen die Art 
und das Niveau der vorstehend genannten Merk- 
male, die von der Regierung der französischen Re- 
publik zur Abgrenzung der der Kommission mitge- 
teilten Gebiete herangezogen werden, den Merk- 
malen der in Artikel 3, Absatz 3 genannten Gebirgs- 
gebiete. 

Die Mitteilung des betreffenden Mitgliedstaates 
enthält keine Angaben über die gegenwärtige Si- 
tuation in bezug auf die in Artikel 3, Absatz 2 an- 
gesprochenen gemeinschaftlichen Anlagen. Es hat 
den Anschein als ob diese Anlagen nicht mehr aus- 
reichend seien. Da auch keine Angaben über in 
Durchführung oder in Planung befindlichen Pro- 
gramme vorliegen, können keine Zeiträume festge- 
legt werden, in denen sich eine entscheidende Ver- 
besserung dieser Situation einstellen wird. Gleich- 
wohl erscheint es zweckmäßig, die fraglichen Ge- 
biete in das Gememschaftsverzeichnis der benach- 
teiligten landwirtschaftlichen Gebiete aufzunehmen. 
Dabei wird davon ausgegangen, daß die Regierung 
der französischen Republik der Kommission alsbald 
hierzu eine ausführliche Mitteilung machen wird — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die in der Anlage dieser Richtlinie aufgeführten 
Gebiete der französischen Republik sind in das Ge- 
meinschaftsverzeichnis der benachteiligten landwirt- 
schaftlichen Gebiete im Sinne von Artikel 3, Ab- 
satz 3 der Richtlinie des Rates Nr. . . . vom 21. Ja- 
nuar 1974 über die Landwirtschaft in Berggebieten 
und in bestimmten benachteiligten Gebieten aufge- 
nommen. 
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Artikel 2 

Der betreffende Mitgliedstaat wird der Kommis- 
sion spätestens bis Ende 1975 eine ausführliche Mit- 
teilung über die Zeiträume machen, in denen die 
Maßnahmen für wesentliche Verbesserungen der ge- 
meinschaftlichen Anlagen in den in Artikel 1 ge- 
nannten Gebieten wirksam werden werden. 

Artikel 3 

Diese Richtlinie ist an die französische Republik 
gerichtet 


Geschehen zu Brüssel am 


Im Namen des Rates 


Dieser Richtlinie ist eine geographische Karte, die 
das Gemeinschaftsverzeichnis der benachteiligten 
landwirtschaftlichen Gebiete widerspiegelt, beige- 
fügt. 
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Vorschlag einer Richtlinie in bezug auf das Gemeinschaftsverzeichnis 
der benachteiligten landwirtschaftlichen Gebiete im Sinne der Richtlinie über die 
Landwirtschaft in Berggebieten und in bestimmten benachteiligten Gebieten, 
angenommen vom Rat am 21. Januar 1974 

Gebiete der Irischen Republik 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Richtlinie über die Landwirtschaft 
in Berggebieten und in bestimmten benachteiligten 
Gebieten, angenommen vom Rat am 21. Januar 
1974, und insbesondere ihren Artikel 2, Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In Übereinstimmung mit Artikel 2, Absatz 1 der 
Richtlinie über die Landwirtschaft in Berggebieten 
und in bestimmten benachteiligten Gebieten, die 
vom Rat am 21. Januar 1974 angenommen wurde, 
hat die Regierung der Irischen Republik der Kom- 
mission zwei Gebiete mitgeteilt, die für die Auf- 
nahme in das Gemeinschaftsverzeichnis der benach- 
teiligten landwirtschaftlichen Gebiete geeignet sind 
und] entsprechende Angaben über die Merkmale die- 
ser Gebiete gegeben. 

Folgende Merkmale werden für die in Artikel 3 
Absatz 4, Buchstabe a) angeführte schwache Ertrags- 
fähigkeit des Bodens von dem betreffenden Mit- 
gliedstaat für die Abgrenzung der einzelnen in 
Frage stehenden Gebiete angehalten: Anteil der 
Hutungen (rough grazing) an der Grünlandfläche 
über 38 °/o, Viehbesatz je Hektar Futterfläche un- 
ter 0,54 GVE und Steuerwert des Bodens unter 
65 % des nationalen Mittelwerts. 

Als Merkmal für die in Artikel 3 Absatz 4, Buch- 
stabe b) angeführten unterdurchschnittlichen Wirt- 
schaftsergebnisse der Betriebe findet das Einkom- 
men (Arbeits- und Kapitaleinkommen) je männliche 
Erwerbsperson in der Landwirtschaft, das unter 
68 °/o des nationalen Mittelwertes liegt, Anwendung 
(gleicher Wert bezogen auf den Hektar: 71 %). 

Als Maßstab für die in Artikel 3 Absatz 4, Buch- 
stabe c) aufgeführte geringe Bevölkerungsdichte 
wird eine Bevölkerungsziffer von weniger als 
24 Einwohner/km 2 zugrunde gelegt, was 56 % des 
nationalen Mittelwertes entspricht (der Mittelwert 
in der Gemeinschaft beträgt 168 Einwohner/km 2 ). 
Die Kommission erachtet diesen Wert aufgrund des 
sehr geringen nationalen Mittelwertes (43) und der 
jährlichen Bevölkerungsabnahme von 0,28% als 


annehmbar. Der Mindestanteil der Erwerbspersonen 
in der Landwirtschaft an der Gesamtzahl der Er- 
werbspersonen beträgt 50 % (nationaler Mittelwert 
26 %>, Mittelwert in der Gemeinschaft 9,58 %). 

Die Art und das Niveau der vorstehend genann- 
ten Merkmale, die von der Regierung der Irischen 
Republik zur Abgrenzung der der Kommission mit- 
geteilten Gebiete herangezogen werden, entspre- 
chen den Merkmalen der in Artikel 3 Absatz 4 der 
Richtlinie genannten von Entvölkerung bedrohten 
benachteiligten landwirtschaftlichen Gebieten. 

Die in Artikel 3 Absatz 2 der Richtlinie ange- 
sprochenen gemeinschaftlichen Anlagen scheinen 
insbesondere in bezug auf die Trinkwasserversor- 
gung gegenwärtig nicht ausreichend. Die vom be- 
treffenden Mitgliedstaat übermittelten Angaben er- 
möglichen es nicht, einen Zeitraum festzulegen, in 
dem eine entscheidende Verbesserung dieser Situa- 
tion eintreten wird. Trotzdem erscheint es angezeigt, 
die in Frage stehenden Gebiete in das Gemein- 
schaftsverzeichnis der benachteiligten lanwirtschaft- 
lichen Gebiete aufzunehmen, wobei die Regierung 
der Irischen Republik der Kommission demnächst 
eine detaillierte Mitteilung zu diesem Problem zu- 
leiten wird — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die in der Anlage dieser Richtlinie aufgeführten 
Gebiete der Irischen Republik sind in das Gemein- 
schaftsverzeichnis der benachteiligten landwirt- 
schaftlichen Gebiete im Sinne von Artikel 3, Ab- 
satz 4 der Richtlinie Nr des Rates vom 

21. Januar 1974 über die Landwirtschaft in Bergge- 
bieten und in bestimmten benachteiligten Gebieten 
aufgenommen. 

Artikel 2 

Der betreffende Mitgliedstaat wird der Kommis- 
sion bis zum Ende des Jahres 1975 eine detaillierte 
Mitteilung über die Zeiträume vorlegen, in denen 
wesentliche Maßnahmen zur Verbesserung der ge- 
meinschaftlichen Anlagen und insbesondere derjeni- 
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gen zur Trinkwasserversorgung in den in Artikel 1 
genannten Gebieten wirksam werden werden. 


Artikel 3 

Die Richtlinie ist an die Irische Republik gerichtet. 


Geschehen zu Brüssel, am .... 

Im Namen des Rates 


Dieser Richtlinie ist eine geographische Karte, die 
das Gemeinschaftsverzeichnis der benachteiligten 
landwirtschaftlichen Gebiete widerspiegelt, beige- 
fügt. 
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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Vorschlag einer Richtlinie in bezug auf das Gemeinschaftsverzeichnis 
der benachteiligten landwirtschaftlichen Gebiete im Sinne der Richtlinie über die 
Landwirtschaft in Berggebieten und in bestimmten benachteiligten Gebieten, 
angenommen vom Rat am 21. Januar 1974 

Gebiete in Italien 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Richtlinie über die Landwirtschaft 
in Berggebieten und in bestimmten benachteiligten 
Gebieten, angenommen vom Rat am 21. Januar 1974, 
und insbesondere ihren Artikel 2, Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In Übereinstimmung mit Artikel 2, Absatz 1 der 
Richtlinie über die Landwirtschaft in Berggebieten 
und in bestimmten benachteiligten Gebieten, die 
vom Rat am 21. Januar 1974 angenommen wurde, 
hat die Regierung Italiens der Kommission 45 Ge- 
biete, die geeignet sind, in das Gemeinschaftsver- 
zeichnis der benachteiligten landwirtschaftlichen 
Gebiete aufgenommen zu werden, wie auch Informa- 
tionen über die Merkmale dieser Gebiete mitgeteilt. 

Als Merkmal für die in, Artikel 3 Absatz 3 erster 
Gedankenstrich angeführten ungewöhnlich schwie- 
rigen Witterungsverhältnisse findet für jede Ge- 
meinde im südlichen Italien eine mittlere Höhenlage 
von 800 m Anwendung, für die übrigen Gebiete eine 
solche von mindestens 700 m. 

Die in Artikel 3 Absatz 3, dritter Gedankenstrich 
angesprochene starke Hangneigung muß über 20 °/o 
liegen. 

In den Fällen, in denen ein Zusammentreffen der 
beiden vorher beschriebenen Gegebenheiten vor- 
liegt, wird eine Mindesthöhenlage von 700 m für das 
südliche Italien und von 600 m für die übrigen Ge- 
biete und gleichzeitig eine Hangneigung von mehr 
als 15 °/o zugrunde gelegt. 

Die Mitteilung der italienischen Regierung 
schließt in den Randzonen der Gebirgsgebiete eine 
Anzahl von Gemeinden oder Gemeindeteilen mit 
ein, die nicht vollauf den gestellten Bedingungen 
entsprechen, jedoch die Bedingungen des Artikels 3, 
Absatz 4 der Richtlinie voll erfüllen. Da sie wirt- 
schaftlich eng mit diesen Randgemeinden verbunden 
sind, können sie auch als Gebirgsgebiete aufgeführt 
werden. 

Folgende Merkmale werden für die in Artikel 3 
Absatz 4, Buchstabe a) genannte schwache Ertrags- 
fähigkeit des Boden angeführt: Weizenerträge, die 
16,5 Zentner/ha nicht übersteigen, während der na- 


tionale Durchschnitt bei 25 Zentnern/ha liegt, oder 
mehr als 50 °/o der Futterfläche ist Hutungen mit 
Heuerträgen von weniger als 20 Zentner/ha ver- 
gleichbar (Schätzung). 

Als Merkmal für die in Artikel 3 Absatz 4 Buch- 
stabe b) angeführten unterdurchschnittlichen Wirt- 
schaftsergebnisse dient ein Viehbesatz von weniger 
als 0,65 Großvieheinheiten pro Hektar Futterfläche 
(nationaler Durchschnitt: 0,98). 

Für die in Artikel 3 Absatz 4 Buchstabe c) ange- 
sprochene geringe Bevölkerungsdichte sind folgende 
Kriterien gewählt worden: eine Bevölkerungsdichte, 
die 75 Einwohner pro km 2 nicht übersteigt (der na- 
tionale Durchschnittswert und der Durchschnitts- 
wert in der Gemeinschaft beläuft sich auf 181 bzw. 
168) oder jährliche Abnahme der Bevölkerung um 
0,8 °/o sowie Anteil der Erwerbspersonen in der 
Landwirtschaft an der Gesamtzahl der Erwerbsper- 
sonen von mindestens 15 °/o. 

Als Merkmale für die in Artikel 3 Absatz 5 ge- 
nannten, durch spezifische Nachteile gekennzeich- 
neten Gebiete sind einerseits das Vorhandensein un- 
günstiger natürlicher Produktionsbedingungen ge- 
wählt worden, wie labiler Grundwasserspiegel, ex- 
tremer Salzgehalt in der Umgebung, Ländereien mit 
periodischen Überschwemmungen, andererseits sind 
Nachteile in Betracht gezogen worden, die aus Be- 
schränkungen aufgrund von Vorschriften zugunsten 
der Erhaltung der Landschaft resultieren. Ein wei- 
teres Merkmal besteht darin, daß die Gesamtfläche 
dieser Gebiete 2,5 °/o der Gesamtfläche dieses Mit- 
gliedstaates nicht übersteigt. 

Eigenart und Niveau der von der italienischen Re- 
gierung zur Abgrenzung der drei der Kommission 
mitgeteilten Zonen ausgewählten obengenannten 
Kriterien, entsprechen den( in Artikel 3 Absätzen 3, 
4 und 5 festgelegten Merkmalen. 

Die von dem Mitgliedstaat übermittelten Angaben 
sagen nichts über den augenblicklichen Zustand der 
in Artikel 3 Absatz 2 angesprochenen Ausrüstung 
mit ausreichenden gemeinschaftlichen Anlagen aus; 
es scheint so, als wären diese gemeinschaftlichen 
Anlagen nicht ausreichend, insbesondere im süd- 
lichen Italien. Die Informationen, die zu den in 
der Durchführung oder in der Planung befindlichen 
Programmen geliefert worden sind, ermöglichen es, 
den Zeitraum zu bestimmen, in dem sich eine ent- 
scheidende Verbesserung dieser Situation einstel- 
len wird. Gleichwohl erscheint es zweckmäßig, die 
fraglichen Zonen in die Liste der Gemeinschaft über 
die benachteiligten landwirtschaftlichen Gebiete 
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äufzunehmen. Dabei wird davon ausgegangen, daß 
die italienische Regierung der Kommission hierzu 
alsbald eine ausführliche Mitteilung macht — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in der Anlage dieser Richtlinie aufgeführten 
Gebiete der Italienischen Republik sind in das Ge- 
meinschaftsverzeichnis der benachteiligten land- 
wirtschaftlichen Gebiete im Sinne von Artikel 3, 

Absätze 3, 4 und 5 der Richtlinie Nr des 

Rates vom 21. Januar 1974 über die Landwirtschaft 
in Berggebieten und in bestimmten benachteiligten 
Gebieten aufgenommen. 


Artikel 2 

Der betroffene Mitgliedstaat wird der Kommission 
spätestens bis Ende 1975 eine ausführliche Mittei- 
lung über den Zeitraum machen, in dem die Maß- 
nahmen für wesentliche Verbesserungen der Aus- 
rüstung mit ausreichenden gemeinschaftlichen An- 
lagen in den in Artikel 1 genannten Gebieten wirk- 
sam werden werden. 


Artikel 3 

Diese Richtlinie ist an die Italienische Republik 
gerichtet. 


Geschehen zu Brüssel, am . . . 


Im Namen des Rates 


Dieser Richtlinie ist eine geographische Karte, die 
das Gemeinschaftsverzeichnis der benachteiligten 
landwirtschaftlichen Gebiete widerspiegelt, beige- 
fügt. 
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Vorschlag einer Richtlinie in bezug auf das Gemeinschaftsverzeichnis 
der benachteiligten landwirtschaftlichen Gebiete im Sinne der Richtlinie über die 
Landwirtschaft in Berggebieten und in bestimmten benachteiligten Gebieten, 
angenommen vom Rat am 21. Januar 1974 

Gebiete in Luxemburg 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Richtlinie über die Landwirtschaft 
in Berggebieten und in bestimmten benachteiligten 
Gebieten, angenommen vom Rat am 21. Januar 1974, 
und insbesondere ihren Artikel 2, Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In Übereinstimmung mit Artikel 2, Absatz 1 der 
Richtlinie über die Landwirtschaft in Berggebieten 
und in bestimmten benachteiligten Gebieten, die 
vom Rat am 21. Januar 1974 angenommen wurde, 
hat die Regierung des Großherzogtums Luxemburg 
der Kommission vier Gebiete mitgeteilt, die für die 
Aufnahme in das Gemeinschaftsverzeichnis der be- 
nachteiligten landwirtschaftlichen Gebiete geeignet 
sind und entsprechende Angaben über die Merkmale 
dieser Gebiete gegeben. 

Die Beurteilung der Merkmale eines kleinen be- 
nachteiligten Agrargebietes im Sinne von Artikel 3, 
Absatz 4, dessen Fläche jedoch neun Zehntel des Ge- 
bietes des betreffenden Mitgliedstaates überschrei- 
tet, kann vernünftigerweise nicht in bezug auf natio- 
nale Mittelwerte, sondern nur im Vergleich mit Mit- 
telwerten in der Gemeinschaft erfolgen. 

Folgende Merkmale werden für die in Artikel 3 
Absatz 4 Buchstabe a) angeführte schwache Ertrags- 
fähigkeit des Bodens angehalten: Böden, die zu 90°/o 
der Futtererzeugung dienen und deren Viehbesatz 
1,19 GVE je ha Futterfläche und, wenn man den er- 
heblichen Zukauf von Futtermitteln in Abzug bringt, 
0,95 GVE je ha Futterfläche nicht überschreitet, wenn 
der Weizenertrag bei 31 dz/ha (Mittelwert in der 
Gemeinschaft 37 dz/ha) liegt und schwierige wasser- 
wirtschaftliche Verhältnisse und starke Gliederung 
des Gebietes kartenmäßig bestätigt werden. 

Als Merkmal für die in Artikel 3, Absatz 4, Buch- 
stabe b) angeführten unterdurchschnittlichen Wirt- 
schaftsergebnisse der Betriebe findet eine Netto- 
wertschöpfung je Erwerbsperson in der Landwirt- 
schaft von weniger als 80 %> des Mittelwertes in der 
Gemeinschaft Anwendung. 


Als Maßstab für die in Artikel 3, Absatz 4, Buch- 
stabe c) aufgeführte geringe Bevölkerungsdichte 
wird eine Bevölkerungsziffer von 75 Einwohner/km 2 
festgelegt, was 57 °/o des nationalen Mittelwertes, 
aber 45 °/o des Mittelwertes in der Gemeinschaft (168 
Einwohner/km 2 ) entspricht. Der Mindestanteil der 
Erwerbspersonen in der Landwirtschaft an der Ge- 
samtzahl der Erwerbspersonen beträgt 15,10% (der 
nationale Mittelwert beträgt 9,27 %, der Mittelwert 
in der Gemeinschaft 9,58 %). 

Zur Abgrenzung der in Artikel 3, Absatz 5 der 
Richtlinie genannten Gebiete mit spezifischen Nach- 
teilen, die den benachteiligten Gebieten gleichge- 
stellt werden können, werden von dem betreffenden 
Mitgliedstaat einerseits aufgrund der ungünstigen 
natürlichen Produktionsbedingungen infolge beson- 
ders schwerer und feuchter Böden (kurze Zeiträume 
für die Durchführung der Feldarbeiten) und anderer- 
seits Nachteile, die sich aus Beschränkungen der 
zahlreichen Erholungsfunktionen ergeben, herange- 
zogen. 

Die Art und das Niveau der vorstehend genannten 
Merkmale, die von der Regierung des Großherzog- 
tums Luxemburg zur Abgrenzung der beiden der 
Kommission mitgeteilten Gebietstypen herangezo- 
gen werden, entsprechen den Merkmalen der in Ar- 
tikel 3, Absatz 4 und Absatz 5 der Richtlinie genann- 
ten benachteiligten Gebiete und den Gebieten mit 
spezifischen Nachteilen. 

Nach den vom betreffenden Mitgliedstaat über- 
mittelten Angaben weisen diese Gebiete ausrei- 
chende gemeinschaftliche Anlagen auf — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die in der Anlage dieser Richtlinie aufgeführten 
Gebiete des Großherzogtums Luxemburg sind in das 
Gemeinschafts Verzeichnis der benachteiligten land- 
wirtschaftlichen Gebiete im Sinne von Artikel 3, Ab- 
sätze 4 und 5 der Richtlinie Nr. . . . des Rates vom 
21. Januar 1974 über die Landwirtschaft in Bergge- 
bieten und in bestimmten benachteiligten Gebieten 
aufgenommen. 
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Artikel 2 

Diese Richtlinie ist an das Großherzogtum Luxem- 
burg gerichtet. 


Geschehen zu Brüssel, am . . . 

Im Namen des Rates 


Dieser Richtlinie ist eine geographische Karte, die 
das Gemeinschaftsverzeichnis der benachteiligten 
landwirtschaftlichen Gebiete widerspiegelt, beige- 
fügt. 
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Vorschlag einer Richtlinie in bezug auf das Gemeinschaftsverzeichnis 
der benachteiligten landwirtschaftlichen Gebiete im Sinne der Richtlinie über die 
Landwirtschaft in Berggebieten und in bestimmten benachteiligten Gebieten, 
angenommen vom Rat am 21. Januar 1974 

Gebiete in den Niederlanden 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Richtlinie über die Landwirtschaft 
in Berggebieten und in bestimmten benachteiligten 
Gebieten, angenommen vom Rat am 21. Januar 1974, 
und insbesondere ihren Artikel 2, Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In Übereinstimmung mit Artikel 2, Absatz 1 der 
Richtlinie über die Landwirtschaft in Berggebieten 
und in bestimmten benachteiligten Gebieten, die 
vom Rat am 21. Januar 1974 angenommen wurde, 
hat die Regierung der Niederlande der Kommission 
262 Gebiete mitgeteilt, die für die Aufnahme in das 
Gemeinschaftsverzeichnis der benachteiligten land- 
wirtschaftlichen Gebiete geeignet sind und entspre- 
chende Angaben über die Merkmale dieser Gebiete 
gegeben. 

Als Merkmale für die in Artikel 3 Absatz 5 ge- 
nannten, durch spezifische Nachteile gekennzeich- 
neten Gebiete, die den benachteiligten Gebieten 
gleichgestellt werden können, hat der betreffende 
Mitgliedstaat einerseits ungünstige natürliche Pro- 
duktionsbedingungen bestimmt, die auf schlechte 
wasserwirtschaftliche Verhältnisse und auf schlechte 
Bodenqualität zurückzuführen sind; andererseits 
sind Nachteile aus Beschränkungen aufgrund von 
Vorschriften zugunsten der Erhaltung der Landschaft 
in Betracht gezogen worden. Darüber hinaus hat die 


Geschehen zu Brüssel, am . . . 


niederländische Regierung die Absicht bekundet, sie 
werde — da die Gesamtfläche der obengenannten 
Gebiete 0,40 °/o der Gesamtfläche des betreffenden 
Mitgliedstaates nicht überschreitet — weitere Flä- 
chen mitteilen, um auf 2,5 % der Gesamtfläche des 
Staates zu kommen. 

Die Eigenart der von dem betreffenden Mitglied- 
staat zur Abgrenzung der Kommission mitgeteilten 
Gebiete ausgewählten, obengenannten Kriterien 
entspricht den in Artikel 3 Absatz 5 festgelegten 
Merkmalen für die durch spezifische Nachteile ge- 
kennzeichneten Gebiete. 

Nach den von dem betreffenden Mitgliedstaat 
übermittelten Angaben weisen diese Gebiete 'aus- 
reichende gemeinschaftliche Anlagen auf — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die in der Anlage dieser Richtlinie aufgeführten 
Gebiete der Niederlande sind in das Gemeinschafts- 
verzeichnis der benachteiligten landwirtschaftlichen 
Gebiete im Sinne von Artikel 3, Absatz 5 der Richt- 
linie Nr des Rates vom 21. Januar 1974 über 

die Landwirtschaft in Berggebieten und in bestimm- 
ten benachteiligten Gebieten aufgenommen. 


Artikel 2 

Diese Richtlinie ist an das Königreich der Nieder- 
lande gerichtet. 


Im Namen des Rates 


Dieser Richtlinie ist eine geographische Karte, die 
das Gemeinschaftsverzeichnis der benachteiligten 
landwirtschaftlichen Gebiete widerspiegelt, beige- 
fügt. 
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Vorschlag einer Richtlinie in bezug auf das Gemeinschaftsverzeichnis 
der benachteiligten landwirtschaftlichen Gebiete im Sinne der Richtlinie über die 
Landwirtschaft in Berggebieten und in bestimmten benachteiligten Gebieten, 
angenommen vom Rat am 21. Januar 1974 

Gebiete des Vereinigten Königreichs 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Richtlinie über die Landwirtschaft 
in Berggebieten und in bestimmten benachteiligten 
Gebieten, angenommen vom Rat am 21. Januar 
1974, und insbesondere ihren Artikel 2, Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In Übereinstimmung mit Artikel 2, Absatz 1 der 
Richtlinie über die Landwirtschaft in Berggebieten 
und in bestimmten benachteiligten Gebieten, die 
vom Rat am 21. Januar 1974 angenommen wurde, 
hat die Regierung des Vereinigten Königreichs der 
Kommission sechs Gebiete mitgeteilt, die für die 
Aufnahme in das Gemeinschaftsverzeichnis der be- 
nachteiligten landwirtschaftlichen Gebiete geeignet 
sind und entsprechende Angaben über die Merkmale 
dieser Gebiete gegeben. 

Folgende Merkmale werden für die in Artikel 3 
Absatz 4 Buchstabe a) angeführte schwache Ertrags- 
fähigkeit des Bodens von dem betreffenden Mit- 
gliedstaat für die Abgrenzung der einzelnen in 
Frage stehenden Gebiete angehalten: Anteil der 
Hutungen (rough grazings) an der Grünlandfläche 
über 49 °/o, Viehbesatz je Hektar Futterfläche unter 
0,78 GVE und Pachtpreis unter 48 °/o des nationalen 
Mittelwertes (2,53 £ pro acre et 5,32 £). 

Als Merkmal für die in Artikel 3, Absatz 4, Buch- 
stabe b) angeführten unterdurchschnittlichen Wirt- 
schaftsergebnisse der Betriebe findet ein Arbeits- 
einkommen, das unter 75 °/o des nationalen Mittel- 
wertes liegt, Anwendung (Schätzung für den Zeit- 
raum 1970/71 — 1972/73 nach Abzug der direkten Bei- 
hilfen — hill production grants 1072 £ und 1436 £). 


Als Maßstab für die in Artikel 3, Absatz 4, Buch- 
stabe c) aufgeführte geringe Bevölkerungsdichte 
wird eine Bevölkerungsziffer von weniger als 37 
Einwohner/km 2 zugrunde gelegt (nationaler Mittel- 
wert 228, Mittelwert in der Gemeinschaft 168 Ein- 
wohner/km 2 ). Der Mindestanteil der Erwerbsper- 
sonen in der Landwirtschaft an der Gesamtzahl der 
Erwerbspersonen beträgt 19 °/o (nationaler Mittel- 
wert 3,08 %>, Mittelwert in der Gemeinschaft 9,58 °/o). 

Die Art und das Niveau der vorstehend genann- 
ten Merkmale, die vom betreffenden Mitgliedstaat 
zur Abgrenzung der der Kommission mitgeteilten 
Gebiete herangezogen werden, entsprechen den 
Merkmalen der in Artikel 3, Absatz 4 der Richtlinie 
genannten, von Entvölkerung bedrohten benachtei- 
ligten landwirtschaftlichen Gebiete. 

Nach den vom betreffenden Mitgliedstaat über- 
mittelten Angaben weisen diese Gebiete ausrei- 
chende gemeinschaftliche Anlagen auf — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die in der Anlage dieser Richtlinie aufgeführten 
Gebiete des Vereinigten Königreichs sind in das 
Gemeinschaftsverzeichnis der benachteiligten land- 
wirtschaftlichen Gebiete im Sinne von Artikel 3, Ab- 
satz 4 der Richtlinie Nr. . . . des Rates vom 21. Janu- 
ar 1974 über die Landwirtschaft in Berggebieten und 
in bestimmten benachteiligten Gebieten aufgenom- 
men. 

Artikel 2 

Diese Richtlinie ist an das Vereinigte Königreich 
gerichtet. 


Geschehen zu Brüssel, am 


im Namen des Rates 


Dieser Richtlinie ist eine geographische Karte, die 
das Gemeinschaftsverzeichnis der benachteiligten 
landwirtschaftlichen Gebiete widerspiegelt, beige- 
fügt. 
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Begründung 


Entsprechend dem in Artikel 2, Absatz 1 der Richt- 
linie des Rates über die Landwirtschaft in Berg- 
gebieten und bestimmten benachteiligten Gebieten 
vorgesehenen Verfahren, haben die Regierungen der 
Bundesrepublik Deutschland, Belgiens, Frankreichs, 
Irlands, Italiens, Luxemburgs, der Niederlande und 
des Vereinigten Königreichs der Kommission die 
Grenzen der Gebiete mitgeteilt, die im Gemein- 
schaftsverzeichnis der benachteiligten landwirt- 
schaftlichen Gebiete unter Berücksichtigung der in 
Artikel 3 der Richtlinie genannten Merkmale aufge- 
nommen werden können und in denen sie die in Ar- 
tikel 4 genannte besondere Beihilferegelung anzu- 
wenden gedenken. Gleichzeitig übermittelten sie In- 
formationen über die Merkmale jedes einzelnen in 
Frage kommenden Gebietes und über die geplanten 
Beihilfemaßnahmen. 

Aufgrund der relativ allgemein gehaltenen Merk- 
male, die die für das Gemeinschaftsverzeichnis der 
benachteiligten landwirtschaftlichen Gebiete in Frage 
kommenden Regionen aufweisen müssen, sowie im 
Hinblick auf den vorliegenden Vorschlag an den Rat, 
sah sich die Kommission veranlaßt, die Art und/oder 
das quantitative Niveau der Indizes zu präzisieren, 
die im Hinblick auf die Richtlinie eine strengere Be- 
urteilung der verschiedenen, von den Mitgliedstaa- 
ten mitgeteilten Elemente ermöglichen. 

So mußte die Kommission zunächst insbesondere 
wegen fehlender statistischer Informationen den we- 
nig homogenen Charakter der auf nationaler Ebene 
zur Charakterisierung dieser Gebiete herangezoge- 
nen Kriterien feststellen. Sie hat sich seither bemüht, 
im Rahmen der mit den betreffenden Mitgliedstaaten 
hergestellten Kontakte diese von der Notwendigkeit 
zu überzeugen, den in Artikel 3 aufgeführten und 
mit den drei Typen benachteiligter Gebiete entspre- 
chenden Definitionen einen präziseren und zugleich 
harmonisierteren Inhalt zu geben. 

Zur Bestimmung der für das Gemeinschaftsverzeich- 
nis der benachteiligten landwirtschaftlichen Gebiete 
in Frage kommenden Berggebiete hat die Kommis- 
sion für die in Artikel 3, Absatz 3 genannten Merk- 
male folgende quantitativen Elemente festgelegt: 

— - Die Kommission ist der Ansicht, daß äußerst 
schwierige klimatische Bedingungen, die auf die 
Höhenlage zurückzuführen sind und sich in einer 
erheblich verkürzten Vegetationszeit auswirken, 
bei Höhenlagen über 600 bis 800 m (für jede Ge- 
meinde oder Teilgemeinde) je nach Lage des Ge- 
bietes gegeben sind. Wird also das Verhältnis 
zwischen Höhenlage und Vegetationsdauer durch 
verschiedene klimatische Faktoren beeinflußt, so 
ist dies vor allem auf den Breitengrad des betref- 
fenden Gebietes zurückzuführen. Daher wird die 
Ansicht vertreten, daß im Alpengebiet West- 
deutschlands für Betriebe in einer Höhe von mehr 
als 600 m durch die verkürzte Vegetationszeit eine 


erhebliche Beeinträchtigung vorliegt. Dagegen 
hat die vergleichbare Verkürzung der Vegeta- 
tionsdauer bei gleicher Höhe in Gebieten Süd- 
italiens wegen der erheblich längeren Vegeta- 
tionsdauer weniger schwerwiegende Auswirkun- 
gen. Nach Ansicht der Kommission liegt für Süd- 
italien bei einer Höhe von mehr als 800 m eine 
vergleichbare Benachteiligung vor. In dieser 
Höhe behindern die klimatischen Bedingungen 
den Anbau typischer Mittelmeererzeugnisse wie 
Zitrusfrüchte, Olivenöl, Obst usw. . . . und ge- 
statten lediglich extensive Viehzucht und exten- 
siven Getreideanbau. 

— Hangneigungen, die eine Mechanisierung unmög- 
lich machen, bzw. den Einsatz sehr kostspieliger, 
besonderer Maschinen und Geräte erfordern, 
müssen nach Ansicht der Kommission ein Gefälle 
von mehr als 20 % aufweisen (durchschnittliche 
Hangneigung je km 2 ). Das Ausmaß der durch 
solche Hangneigungen auftretenden Behinderung 
kann als mit jener vergleichbar angesehen wer- 
den, die durch die vorgenannte Mindesthöhevor- 
aussetzung entsteht. 

— Ist eine natürliche Behinderung, die sich aus den 
in den beiden vorgenannten Absätzen angege- 
benen Gegebenheiten zusammensetzt, geringer, 
so muß die sich aus der anderen Situation erge- 
bende Behinderung proportional größer sein, da- 
mit die Summe dieser beiden Nachteile nicht ge- 
ringer ist als die, die sich aus jeder einzelnen 
Situation ergibt. 

Die in Artikel 3, Absatz 4 genannten, von Entvölke- 
rung bedrohten benachteiligten Gebiete, die für die 
Gemeinschaftsliste der benachteiligten landwirt- 
schaftlichen Gebiete in Frage kommen, müssen, ge- 
mäß dieser Bestimmung, aus Agrarzonen bestehen, 
die in bezug auf natürliche Produktionsbedingungen 
homogen sind. Nach Ansicht der Kommission dürfen 
die Mitteilungen der Mitgliedstaaten wegen fehlen- 
der statistischer Angaben auf einer ausreichend klei- 
nen Ebene in diesem Punkt nicht in Frage gestellt 
werden, sofern sie in bezug auf die Homogenität 
keine offensichtlich falschen Beurteilungen festge- 
stellt hat. 

Die Kommission ist der Meinung, daß bestimmte, in 
den Mitgliedstaaten verwendete wirtschaftliche In- 
dizes wegen des Fehlens auf gemeinschaftlicher 
Ebene vergleichbarer Angaben bei den Merkmalen 
berücksichtigt werden müssen. Trotz ihrer Verschie- 
denheit haben diese Indizes dennoch den Vorteil, 
daß die Gegebenheiten der einzelnen Regionen eines 
Mitgliedstaats miteinander verglichen werden kön- 
nen. Dagegen haben andere Indizes und auch die ge- 
wählten demographischen Angaben nicht den glei- 
chen Schwierigkeitsgrad und können als auf gemein- 
schaftlicher Ebene vergleichbar betrachtet werden. 
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— Bei wenig ertragreichen, für Anbau und Intensi- 
vierung wenig geeigneten Böden, die hauptsäch- 
lich für die extensive Viehhaltung nutzbar sind, 
können diese Gegebenheiten nach Ansicht der 
Kommission durch einen der folgenden Indizes 
bestätigt werden: Geringe Gras- oder gegebenen- 
falls Getreideerträge, die um 80 % unter dem 
nationalen Durchschnitt liegen und den Gemein- 
schaftsdurchschnitt nicht übersteigen; geringer 
Viehbestand, unter 1 GVE/ha Futterfläche, hoher 
Prozentsatz der Hutungen an der landwirtschaft- 
lich genutzten Fläche oder des Dauergrünlandes, 
geringer Bodenwert bzw. erheblich unter dem 
nationalen Durchschnitt liegender Steuerindex für 
diese Böden. 

— Erheblich unterdurchschnittliche Wirtschaftser- 
gebnisse, die die Lage der Betriebe aufgrund die- 
ser geringen natürlichen Ertragsfähigkeit kenn- 
zeichnen, können nach Ansicht der Kommission 
durch einen der folgenden, auf den nationalen 
Durchschnitt bezogenen Indizes nachgewiesen 
werden: Wertschöpfung, Bruttobetriebseinkom- 
men, Nettoeinkommen des Landwirts, Arbeits- 
einkommen usw., oder durch komplexere Indika- 
toren, die auf der Grundlage mehrerer für die 
wirtschaftliche Lage der Betriebe kennzeichnende 
Indizes zusammengestellt sind. 

Der Begriff „erheblich unter dem Durchschnitt" 
soll nach Ansicht der Kommission als „weniger 
als 80 °/o" des nationalen Durchschnitts verstan- 
den werden. 

— Bei einer geringen Bevölkerungsdichte oder einer 
Tendenz zur Abnahme einer Bevölkerung, die 
überwiegend auf die Landwirtschaft angewiesen 
ist in einem bestimmten Gebiet, muß bei der Be- 
urteilung der Bevölkerungsdichte in einer aus 
unter diesem Gesichtspunkt so unterschiedlichen 
Mitgliedstaaten bestehenden Gemeinschaft daher 
auch die jeweilige Lage jedes einzelnen benach- 
teiligten Gebietes im Verhältnis zu der des Mit- 
gliedstaats, in dem es sich befindet, berücksichtigt 
werden, wobei jedoch eine gemeinschaftliche 
Grenze eingehalten werden muß. Darüber hinaus 
hängen die Auswirkungen der gegenwärtigen 
potentiellen Entvölkerung auf die Lebensfähig- 
keit einer Region in großem Maße vom wirt- 
schaftlichen und sozio-kulturellen Entwicklungs- 
stand der einzelnen Länder ab, die ihre Regionen 
mit mehr oder weniger modernen öffentlichen 
Einrichtungen und Diensten ausstatten. Die Min- 
destzahl der Benutzer (Einwohner/km 2 ), die eine 
gewisse Rentabilität solcher Einrichtungen und 
Dienste gewährleisten, kann folglich variabel 
sein. Nach Meinung der Kommission darf die Be- 
völkerungsdichte eines Gebietes 50 %> des natio- 
nalen Durchschnitts nicht überschreiten; sie darf 
jedoch auch nicht mehr als 75 Einwohner pro km 2 
betragen. 

Soll als Kriterium anstelle der Bevölkerungs- 
dichte die Regressionsrate treten, so darf diese 
nicht weniger als 0,5 °/o pro Jahr betragen. 


Nach Ansicht der Kommission darf der Anteil der 
landwirtschaftlichen Erwerbsbevölkerung an der 
Gesamterwerbsbevölkerung des Gebietes nicht 
weniger als 15% betragen. In der Tat wäre es 
nicht gerechtfertigt anzunehmen, daß unterhalb 
dieser Schwelle ein Rückgang der Landwirtschaft 
die Lebensfähigkeit des Gebietes in seiner Ge- 
samtheit noch in Frage stellen kann. 

Hinsichtlich der Abgrenzung der in Artikel 3, Ab- 
satz 5 genannten kleinen, den benachteiligten Ge- 
bieten gleichgestellten Gebieten, die in das Gemein- 
schaft sverzeichnis der benachteiligten landwirt- 
schaftlichen Gebiete aufgenommen werden sollen, 
ist die Kommission der Ansicht, daß die besonderen 
Nachteile, denen sie ausgesetzt sind, von natür- 
lichen ungünstigen Produktionsbedingungen, wie 
z. B. geringe Ertragsfähigkeit des Bodens, ungün- 
stige wasserwirtschaftliche Verhältnisse, übermä- 
ßiger Salzgehalt in den Küstengebieten oder klei- 
neren Inseln usw. herrühren müssen. Die Benach- 
teiligung kann jedoch ihrer Ansicht nach außer- 
dem zum Teil durch Zwänge gegeben sein, die auf- 
grund der öffentlichen Vorschriften über den Land- 
schafts- und Küstenschutz oder, noch allgemeiner, 
aufgrund der Umweltschutzbestimmungen auf der 
Landwirtschaft lasten. Die hohen Seetransportko- 
sten, die die Landwirtschaft einiger Inseln zu tra- 
gen hat, können ebenfalls in Betracht gezogen wer- 
den. 

Zu den in Artikel 3 genannten drei Gebietsarten 
heißt es in Absatz 2 dieses Artikels, daß sie ausrei- 
chend mit öffentlichen Einrichtungen ausgestattet 
sein müssen,- fehlen solche Einrichtungen, so soll ihre 
Anlage kurzfristig in die Programme für öffentliche 
Einrichtungen aufgenommen werden. 

Die Kommission mißt diesen Einrichtungen, die sich 
weitgehend auf die Lebensbedingungen der Bevöl- 
kerung, insbesondere der Landwirte, auswirken, eine 
besondere Bedeutung bei. Ihrer Ansicht nach läßt 
sich die Landwirtschaft nicht durch eine allein auf 
das Einkommen beschränkte Maßnahme erhalten, 
wenn die soziokulturellen Aspekte der Lebensbedin- 
gungen in diesen Regionen vernachlässigt werden. 
Da die Lage in dieser Hinsicht unbefriedigend ist, 
soll die Richtlinie erst nur definitiv zur Anwendung 
gelangen, wenn die Mitgliedstaaten die diesbezüg- 
lichen Aussichten auf eine Verbesserung genau an- 
geben. 

Bei der Ausarbeitung dieses Vorschlags geht die 
Kommission von der Überzeugung aus, daß die. vor- 
gesehenen Gebiete und diejenigen, die gegebenen- 
falls Gegenstand eines ergänzenden Vorschlags in 
bezug auf Frankreich sind, das Gesamtgebiet, das 
durch schwierige natürliche Produktionsbedingun- 
gen, wie sie in Artikel 3 Absätze 3 und 4 der Richt- 
linie aufgeführt sind, betrachtet werden kann, in 
den 8 Mitgliedstaaten, die eine Mitteilung hierzu ge- 
macht haben, abdecken. 
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Bestimmungen des Titels V der Richtlinie 
in bestimmten benachteiligten Gebieten, 


Vorschlag einer Richtlinie zur Ergänzung der 
über die Landwirtschaft in Berggebieten und 
angenommen vom Rat am 21. Januar 1974 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die am 21. Januar 1974 angenommene Richtlinie 
des Rates über die Landwirtschaft in Berggebieten 
und in bestimmten benachteiligten Gebieten hat die 
Annahme bestimmter allgemeiner und finanzieller 
Bestimmungen auf den Zeitpunkt, in dem das Ge- 
meinschaftsverzeichnis der benachteiligten landwirt- 
schaftlichen Gebiete gemäß ihres Artikels 2 erlas- 
sen wird, verschoben. 

Das Gemeinschaftsverzeichnis der benachteiligten 

landwirtschaftlichen Gebiete wurde am x ) 

erlassen. Es ist deshalb nun möglich, die Gesamtheit 
der allgemeinen und finanziellen Bestimmungen zu 
beschließen, die zur Durchführung der genannten 
Richtlinie erforderlich sind - — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die zwei letzten Erwägungen der Richtlinie über 
die Landwirtschaft in Berggebieten und in bestimm- 
ten benachteiligten Gebieten werden durch folgen- 
den Text ersetzt: 

„Aus dem Vorstehenden folgt, daß die vorgesehe- 
nen Maßnahmen Anpassungen und Ergänzungen 
der in der Richtlinie Nr. 72/159/EWG enthaltenen 
Maßnahmen darstellen, die zur Verwirklichung der 
Zielsetzung dieser Richtlinie in den in Frage ste- 
henden Gebieten unerläßlich sind.“ 


Artikel 2 

Der Text des Titels V der Richtlinie über die 
Landwirtschaft in Berggebieten und in bestimm- 
ten benachteiligten Gebieten wird durch folgenden 
Text ersetzt: 


h ABI. 


Geschehen zu Brüssel, 


„Artikel 13 

Die Gesamtheit der in dieser Richtlinie vorgese- 
henen Maßnahme ist Teil der in Artikel 15 der 
Richtlinie Nr. 72/159/EWG genannten gemeinsamen 
Maßnahme; die finanziellen und allgemeinen Be- 
dingungen der Richtlinie Nr. 72/159/EWG gelten 
auch für diese Richtlinie. 


Artikel 14 

Die voraussichtlichen Gesamtkosten für die ge- 
meinsame Maßnahme gemäß Artikel 15 der Richt- 
linie Nr. 72/159/EWG erhöhen sich um . . . Millionen 
Rechnungseinheiten für die ersten fünf Jahre. 


Artikel 15 

Die von den Mitgliedstaaten im Rahmen der Maß- 
nahmen nach den Artikeln 5 bis 11 getätigten Aus- 
gaben sind nach Maßgabe des Artikels 19 der Richt- 
linie Nr. 72/159/EWG erstattungsfähig durch den 
EAGFL, Abteilung Ausrichtung. Der EAGFL, Ab- 
teilung Ausrichtung, vergütet den Mitgliedstaaten 
jedoch 50 °/o der in Titel II genannten Ausgleichs- 
zulage. 

Die Beteiligung der Gemeinschaft an den erstat- 
tungsfähigen Ausgaben gemäß Artikel 11 darf je- 
doch 20 000 Rechnungseinheiten je kollektiver Inve- 
stition und 100 Rechnungseinheiten je Hektar ver- 
besserter oder ausgerüsteter Weide oder Alm nicht 
übersteigen. 

Artikel 16 

1. Die in Artikel 1 vorgesehene Ermächtigung 
wird ab 1. Oktober 1974 wirksam. 

2. Die finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft 
an den erstattungsfähigen Ausgaben, die sich aus 
den in Artikel 5 und 11 vorgesehenen Beihilfen er- 
geben, erstrecken sich nur auf Beihilfen, die für das 
Jahr 1975 und die folgenden Jahre gewährt werden. 


Artikel 17 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet.“ 


Im Namen des Rates 
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Finanzieller Anhang 

Schätzung des voraussichtlichen Betrages der aus der Anwendung der Richt- 
linie über die Landwirtschaft in Berggebieten und in bestimmten anderen 
benachteiligten Gebieten entstehenden erstattungsfähigen Ausgaben. 


Gemäß der im Protokoll des Rates über die Ratssitzung vom 19./20. November 
1973 enthaltenen Erklärung hinsichtlich Artikel 2 der Richtlinie, sollten die Mit- 
gliedstaaten der Kommission die Angaben, zur Schätzung der erstattungsfähigen 
Ausgaben, die sich aus der Anwendung der Maßnahmen in den festgelegten 
Gebieten ergeben, übermitteln. 

Der vorliegende finanzielle Anhang hat die Zusammenfassung dieser Infor- 
mationen zum Ziel. Zu diesem Zweck werden im 1. Teil die Maßnahmen, welche 
die Mitgliedstaaten anzuwenden beabsichtigen sowie die daraus entstehenden 
voraussichtlichen Kosten, im 2. Teil die Gesamtkosten sowie die zu Lasten 
des EAGFL, Abteilung Ausrichtung, entstehenden Ausgaben angegeben. 


I. Analyse der finanziellen Vorausschau für jeden Mitgliedstaat 

A. Deutschland 

Gesamte LN der Gebiete 3,94 Millionen ha 

1. Ausgleichszulage 

Es ist vorgesehen, daß die Ausgleichszulagen auf 31,6% der LN der Gebiete 


gewährt werden. 

Betrag der Ausgleichszulage 32,8 — 49,2 RE/GVE 

Zahl der erstattungsfähigen Zulagen 835 000 GVE 

Jährliche Kosten der Ausgleichszulage 32 832 200 RE 


2. Andere im Rahmen der Richtlinie vorgesehene Maßnahmen 

a) Die in Artikel 9 Absatz 1 genannten Maßnahmen werden in allen Gebieten 
angewendet; 

b) Die in Artikel 9 Absatz 2 genannten Maßnahmen werden nicht angewendet; 

c) Die in Artikel 10 Absatz 2 genannten Maßnahmen werden praktisch in allen 
Gebieten angewendet; 

d) Die in Artikel 11 genannten Maßnahmen werden praktisch in allen Gebieten 


angewendet; 

e) Jährliche Kosten der in den Artikeln 9, 10 und 11 

vorgesehenen Maßnahmen 11 475 409 RE 

3. Gesamtkosten für die Richtlinie 44 307 609 RE 


B. Belgien 

Gesamte LN der Gebiete 350 000 ha 

1. Ausgleichszulage 

Es ist vorgesehen, daß die Ausgleichzulagen in allen Gebieten gewährt werden. 
Betrag der Ausgleichszulage 40 — 30 RE/GVE 


(gemäß der Zahl an GVE des Betriebes) 
287 196 GVE 


Zahl der erstattungsfähigen Zulagen . 
Jährliche Kosten der Ausgleichzulage 


9 240 000 RE 
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2. Andere im Rahmen der Richtlinie vorgesehene Maßnahmen 

a) Die in Artikel 9 Absatz 1 und in Artikel 1 1 genannten Maßnahmen werden 
in allen Gebieten angewendet; 

b) Jährliche Kosten der in Artikel 9 Absatz 1 und in Artikel 11 vorgesehenen 


Maßnahmen 760 000 RE 

3. Gesamtkosten für die Richtlinie 10 000 000 RE 


C. Frankreich 

1. Ausgleichszulage 

Es ist vorgesehen, daß die Ausgleichszulage in den in Artikel 3 Absatz 3 der 
Richtlinie genannten Gebieten, d. h. auf 3,3 Millionen ha gewährt wird. 


Betrag der Ausgleichszulage 36 RE/GVE 

Zahl der erstattungsfähigen Zulagen 1 693 740 GVE 

Jährliche Kosten der Ausgleichszulage 60 962 898 RE 


2. Andere im Rahmen der Richtlinie vorgesehene Maßnahmen 

a) Die in den Artikeln 9, 10 und 11 genannten Maßnahmen werden in allen 
Gebieten durchgeführt. 

b) Jährliche Kosten der in den Artikeln 9, 10 und 1 1 


vorgesehenen Maßnahmen 180 000 RE 

3. Gesamtkosten für die Richtlinie 61 142 898 RE 

D. Irland 

Gesamte LN der Gebiete 3,5 Millionen ha 

1. Ausgleichszulage 


Es ist vorgesehen, daß die Ausgleichszulagen auf 74,3 % der LN der Gebiete 


gewährt werden. 

Betrag der Ausgleichszulage 22,27 RE/GVE 

Zahl der erstattungsfähigen Zulagen 1 400 000 GVE 

Jährliche Kosten der Ausgleichszulage 31 178 000 RE 


2. Andere im Rahmen der Richtlinie vorgesehene Maßnahmen 

a) Es ist vorgesehen, daß die in den Artikeln 9 und 10 genannten Maßnahmen 
praktisch in allen Gebieten angewendet werden; 

b) Die in Artikel 1 1 genannten Maßnahmen werden in allen Gebieten angewen- 
det; 

c) Jährliche Kosten der in den Artikeln 9, 10 und 11 


vorgesehenen Maßnahmen 970 000 RE 

3. Gesamtkosten für die Richtlinie 32 148 000 RE 


E. Italien 

1. Ausgleichszulage 

a) In Artikel 3 Absatz 3 der Richtlinie genannte Gebiete 
— Auf der Zahl der GVE beruhende Zulagen 


Betrag der Zulage . 15 — 40 RE/GVE 

und 30—50 RE/GVE 

Zahl der erstattungsfähigen Zulagen 1 229 146 GVE 

Jährliche Kosten 48 920 011 RE 
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— Auf der Fläche in ha beruhende Zulagen 

Betrag der Zulage 15 — 40 RE/ha 

und 30 — 50 RE/ha 

Zahl der erstattungsfähigen Zulagen 377 700 ha 

Jährliche Kosten 13 068 420 RE 

b) In Artikel 3 Absatz 4 genannte Gebiete 

Betrag der Zulage pro GVB 30 — 40 RE/GVE 

Zahl der erstattungsfähigen Zulagen 372 254 GVE 

Jährliche Kosten ; 13 959 525 RE 

c) In Artikel 3 Absatz 5 genannte Gebiete 

Betrag der Zulage pro GVE 40 RE/GVE 

Zahl der erstattungsfähigen Zulagen 43 215 GVE 

Jährliche Kosten 1 728 600 RE 

d) Jährliche Gesamtkosten der Ausgleichszulage 77 676 556 RE 


2. Andere im Rahmen der Richtlinie vorgesehene Maßnahmen 

a) Jährliche Kosten der in den Artikeln 9 und 10 

vorgesehenen Maßnahmen 9 250 000 RE 

b) Jährliche Kosten der in Artikel 11 vorgesehenen Maßnahmen 7 000 000 RE 

3. Gesamtkosten für die Richtlinie 93 926 556 RE 


F. Luxemburg 

Die Gesamtkosten, die sich aus der Anwendung der Richtlinie im Großherzogtum 
Luxemburg ergeben, werden auf 1 000 000 RE geschätzt 


G. Niederlande 

Gesamte LN der Gebiete 13 622 ha 

1. Ausgleichszulage 

Es ist vorgesehen, daß die Ausgleichszulage in allen Gebieten gewährt wird. 

Betrag der Zulage 50 RE/GVE 

Zahl der erstattungsfähigen Zulagen . 13 600 GVE 

Jährliche Kosten der Ausgleichszulage 680 000 RE 

2, Andere im Rahmen der Richtlinie vorgesehene Maßnahmen 

Es ist vorgesehen, daß die in den Artikeln 9 und 10 genannten Maßnahmen in 
allen Gebieten angewendet werden. 

Jährliche Kosten der in den Artikeln 9 und 10 


vorgesehenen Maßnahmen 94 075 RE 

3. Gesamtkosten für die Richtlinie 774 075 RE 


H. Vereinigtes Königreich 

Gesamte LN der Gebiete 7,654 Millionen ha 

I . Ausgleichszulage 

Es ist vorgesehen, daß die Ausgleichszulage in allen Gebieten gewährt wird. 

19 



Drucksache 7/3181 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Betrag der Ausgleichszulage 30,1 — 50 RE/GVE 

Zahl der erstattungsfähigen Zulagen 2 170 000 GVE 

Jährliche Kosten der Ausgleichszulage 90 272 000 RE 


2. Andere im Rahmen der Richtlinie vorgesehene Maßnahmen 

Es ist vorgesehen, daß die in den Artikeln 9 und 10 genannten Maßnahmen in 
allen Gebieten angewendet werden; 

Jährliche Kosten der in den Artikeln 9 und 10 


vorgesehenen Maßnahmen 5 900 000 RE 

3. Gesamtkosten für die Richtlinie 96 172 000 RE 


II. Zusammenfassung der Kosten und Auswirkungen für den E.A.G.F.L., 

Abteilung Ausrichtung 

abgerundet in Millionen RE 


Jahre 

Gesamtkosten 

Zu Lasten des E.A.G.F.L. 

Aus- 

gleichs- 

zulage 

Andere 

Maß- 

nahmen 

Total 

Aus- 

gleichs- 

zulage 

Andere 

Maß- 

nahmen 

Total 

1975 

303,8 

35,6 

339,4 







1976 

303,8 

35,6 

339,4 

151,9 

8,9 

160,8 

1977 

303,8 

35,6 

339,4 

151,9 

8,9 

160,8 

1978 




151,9 

8,9 

160,8 

Total 

911,4 

106,8 

1 018,2 

455,7 

26,7 

482,4 


Da die Anträge auf Rückerstattung sich auf die von den Mitgliedstaaten während 
des Kalenderjahres getätigten Ausgaben beziehen und der Kommission vor dem 
30. Juni des folgenden Jahres einzureichen sind, erfolgen die ersten Erstattun- 
gen der Abteilung Ausrichtung, die sich auf die von den Mitgliedstaaten im Jahre 
1975 getätigten Ausgaben beziehen, im Jahre 1976. 
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Begründung 


Mit der Annahme der Richtlinie über die Landwirt- 
schaft in Berggebieten und in bestimmten benach- 
teiligten Gebieten durch den Rat am 21. Januar 1974 
wurde der Erlaß bestimmter allgemeiner und finan- 
zieller Bestimmungen auf den Zeitpunkt vertagt, an 
dem gemäß ihres. Artikels 2 das Gemeinschaftsver- 
zeichnis der benachteiligten landwirtschaftlichen 
Gebiete erlassen wird. 

Es erscheint deshalb angebracht, gleichzeitig mit 
dem Vorschlag für die Gebiete, die in dieses Ge- 
meinschaftsverzeichnis der benachteiligten land- 
wirtschaftlichen Gebiete aufgenommen werden sol- 
len, einen Vorschlag für die zur Durchführung die- 


ser Richtlinie erforderlichen Finanzierungs- und all- 
gemeinen Bestimmungen zu unterbreiten. 

Die in der Richtlinie über die Landwirtschaft in 
Berggebieten und bestimmten benachteiligten Ge- 
bieten enthaltenen Maßnahmen stellen notwendige 
Anpassungen und Ergänzungen der Maßnahmen der 
Richtlinie Nr. 72/159/EWG zur Erreichung der Ziel- 
setzung dieser Richtlinie in den benachteiligten Ge- 
bieten dar. Aus diesem Grund bilden die in der 
Richtlinie über die Landwirtschaft in Berggebieten 
und bestimmten benachteiligten Gebieten vorgese- 
henen Maßnahmen Bestandteil der mit der Richt- 
linie Nr. 72/ 159/EWG gebildeten gemeinsamen Maß- 
nahme. 
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